
Leitlinien für beschäftigungspolitische Maßnahmen der Mitgliedstaaten * 

P7_TA(2010)0309 

Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 8. September 2010 zu dem Vorschlag 
für einen Beschluss des Rates über Leitlinien für beschäftigungspolitische Maßnahmen der 
Mitgliedstaaten – Teil II der integrierten Leitlinien zu Europa 2020 (KOM(2010)0193 – C7- 

0111/2010 – 2010/0115(NLE)) 

(2011/C 308 E/28) 

(Konsultation) 

Das Europäische Parlament, 

— in Kenntnis des Vorschlags der Kommission an den Rat (KOM(2010)0193), 

— gestützt auf Artikel 148 Absatz 2 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV), 
gemäß dem es vom Rat konsultiert wurde (C7-0111/2010), 

— gestützt auf Artikel 55 seiner Geschäftsordnung, 

— in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten sowie der 
Stellungnahmen des Ausschusses für Wirtschaft und Währung und des Ausschusses für die Rechte 
der Frau und die Gleichstellung der Geschlechter (A7-0235/2010), 

1. billigt den Vorschlag der Kommission in der geänderten Fassung; 

2. fordert die Kommission auf, ihren Vorschlag gemäß Artikel 293 Absatz 2 AEUV entsprechend zu 
ändern; 

3. fordert den Rat auf, es zu unterrichten, falls er beabsichtigt, von dem vom Parlament gebilligten Text 
abzuweichen; 

4. fordert den Rat auf, es erneut zu konsultieren, falls er beabsichtigt, den Vorschlag der Kommission 
entscheidend zu ändern; 

5. bekräftigt seine seit langem bestehende Forderung an die Kommission und den Rat, dafür zu sorgen, 
dass ihm für die Überarbeitung der Leitlinien für beschäftigungspolitische Maßnahmen der Mitgliedstaaten 
die erforderliche Zeit – auf keinen Fall weniger als fünf Monate – für seine Anhörung nach Artikel 148 
Absatz 2 AEUV eingeräumt wird; 

6. beauftragt seinen Präsidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission zu 
übermitteln. 

VORSCHLAG DER KOMMISSION GEÄNDERTER TEXT 

Abänderung 1 
Vorschlag für einen Beschluss 

Erwägung 1 a (neu) 

(1a) In Artikel 157 Absatz 3 des Vertrags über die Ar­
beitsweise der Europäischen Union (AEUV) heißt es, dass 
das Europäische Parlament und der Rat Maßnahmen zur Ge­
währleistung der Anwendung des Grundsatzes der Chancen­
gleichheit und der Gleichbehandlung von Männern und 
Frauen in Arbeits- und Beschäftigungsfragen, einschließlich 
des Grundsatzes des gleichen Entgelts bei gleicher oder gleich­
wertiger Arbeit, beschließen.
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VORSCHLAG DER KOMMISSION GEÄNDERTER TEXT 

Abänderung 2 
Vorschlag für einen Beschluss 

Erwägung 2 

(2) Nach Artikel 3 Absatz 3 des Vertrags über die Europäi­
sche Union (EUV) bekämpft die Union soziale Ausgrenzung 
und Diskriminierungen und fördert soziale Gerechtigkeit und 
sozialen Schutz; außerdem kann sie Initiativen zur Koordinie­
rung der Sozialpolitik der Mitgliedstaaten ergreifen. Gemäß 
Artikel 9 AEU-Vertrag trägt die Union bei der Festlegung und 
Durchführung ihrer Politik und ihrer Maßnahmen den Erforder­
nissen im Zusammenhang mit der Gewährleistung eines an­
gemessenen sozialen Schutzes und der Bekämpfung der sozialen 
Ausgrenzung Rechnung. 

(2) Nach Artikel 3 Absatz 3 des Vertrags über die Europäi­
sche Union (EUV) strebt die Union Vollbeschäftigung und 
sozialen Fortschritt an, bekämpft soziale Ausgrenzung und Dis­
kriminierungen und fördert soziale Gerechtigkeit und sozialen 
Schutz; außerdem kann sie Initiativen zur Koordinierung der 
Sozialpolitik der Mitgliedstaaten ergreifen. Gemäß Artikel 9 
AEUV trägt die Union bei der Festlegung und Durchführung 
ihrer Politik und ihrer Maßnahmen den Erfordernissen im Zu­
sammenhang mit der Förderung eines hohen Beschäftigungs­
niveaus, der Gewährleistung eines angemessenen sozialen 
Schutzes, der Bekämpfung der sozialen Ausgrenzung und einem 
hohen Bildungs- und Ausbildungsniveau Rechnung. 

Abänderung 3 
Vorschlag für einen Beschluss 

Erwägung 2 a (neu) 

(2a) In Artikel 8 AEUV heißt es, dass die Union bei allen 
ihren Tätigkeiten darauf hinwirkt, Ungleichheiten zu beseiti­
gen und die Gleichstellung von Männern und Frauen zu för­
dern. In Artikel 10 heißt es weiter, dass die Union bei der 
Festlegung und Durchführung ihrer Politik und ihrer Maß­
nahmen darauf abzielt, Diskriminierungen aus Gründen des 
Geschlechts, der Rasse, der ethnischen Herkunft, der Religion 
oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder 
der sexuellen Ausrichtung zu bekämpfen. In Artikel 2 EUV 
heißt es, dass sich die europäische Gesellschaft durch Plura­
lismus, Nichtdiskriminierung, Toleranz, Gerechtigkeit, Solida­
rität und die Gleichheit von Frauen und Männern auszeichnet. 

Abänderung 4 
Vorschlag für einen Beschluss 

Erwägung 4 

(4) Die im Jahr 2000 ins Leben gerufene Lissabon-Strategie 
entstand aus der Erkenntnis, dass die EU angesichts des welt­
weiten Wettbewerbs, des technologischen Wandels und der Be­
völkerungsalterung ihre Produktivität und Wettbewerbsfähigkeit 
steigern und den sozialen Zusammenhang stärken muss. Die 
Lissabon-Strategie wurde 2005 nach einer Halbzeitprüfung 
neu aufgelegt, wobei Wachstum sowie Schaffung von mehr 
und besseren Arbeitsplätzen noch stärker in den Mittelpunkt 
gerückt wurden. 

(4) Die im Jahr 2000 ins Leben gerufene Lissabon-Strategie 
entstand aus der Erkenntnis, dass die EU angesichts des welt­
weiten Wettbewerbs, des technologischen Wandels und der Be­
völkerungsalterung ihre wissensbasierte Produktivität und Wett­
bewerbsfähigkeit steigern, die Voraussetzungen für Voll­
beschäftigung wieder herstellen und den sozialen und regiona­
len Zusammenhalt stärken muss. Die Lissabon-Strategie wurde 
2005 nach einer Halbzeitprüfung neu aufgelegt, wobei Wachs­
tum sowie Schaffung von mehr und besseren Arbeitsplätzen 
noch stärker in den Mittelpunkt gerückt wurden.
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VORSCHLAG DER KOMMISSION GEÄNDERTER TEXT 

Abänderung 5 
Vorschlag für einen Beschluss 

Erwägung 5 

(5) Die Lissabon-Strategie für Wachstum und Beschäftigung 
hat dazu beigetragen, einen Konsens über die grobe Ausrich­
tung der Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik der EU zu er­
zielen. Im Rahmen dieser Strategie hat der Rat 2005 Grundzüge 
der Wirtschaftspolitik und beschäftigungspolitische Leitlinien 
verabschiedet und diese 2008 überarbeitet. Die 24 Leitlinien 
skizzierten die makro- und mikroökonomischen Prioritäten so­
wie die Prioritäten im Bereich der Arbeitsmarktreform für die 
EU insgesamt und legten somit die Grundlagen für die nationa­
len Reformprogramme. Die Erfahrung lehrt jedoch, dass die 
Leitlinien keine hinreichend klar definierten Prioritäten setzten 
und nicht stark genug ineinander griffen. Dadurch hielten 
sich ihre Auswirkungen auf die nationalen politischen Ent­
scheidungsprozesse in Grenzen. 

(5) Die Lissabon-Strategie für Wachstum und Beschäftigung 
hätte zur Bestimmung der groben Ausrichtung der Wirtschafts- 
und Beschäftigungspolitik der EU beitragen sollen. Im Rahmen 
dieser Strategie hat der Rat im Jahr 2005 Grundzüge der Wirt­
schaftspolitik und beschäftigungspolitische Leitlinien verabschie­
det und diese 2008 überarbeitet. Die 24 Leitlinien skizzierten 
die makro- und mikroökonomischen Prioritäten sowie die Prio­
ritäten im Bereich der Arbeitsmarktreform für die EU insgesamt 
und legten somit die Grundlagen für die nationalen Reformpro­
gramme. Die Erfahrung lehrt jedoch, dass die Leitlinien keine 
hinreichend bindenden Ziele zur sozialen, politischen und kul­
turellen Teilhabe aller in der Europäischen Union lebenden 
Menschen und für eine nachhaltige Wirtschaft gesetzt haben 
und die Prioritäten stärker ineinander hätten greifen müssen. 
Es ist letzten Endes nicht gelungen, die wichtigsten Ziele der 
Strategie zu erreichen, weil auch die Mitgliedstaaten es ver­
säumten, sich diese Leitlinien zu Eigen zu machen. 

Abänderung 6 
Vorschlag für einen Beschluss 

Erwägung 5 a (neu) 

(5a) Abgesehen von neuen legislativen EU-Initiativen mit 
sozialem Schwerpunkt muss die Europäische Union ihre der­
zeitige Politik und deren Umsetzung erheblich verbessern. 

Abänderung 7 
Vorschlag für einen Beschluss 

Erwägung 6 

(6) Die Finanz- und Wirtschaftskrise, die 2008 begann, re­
sultierte in beträchtlichen Arbeitsplatzverlusten und einem star­
ken Rückgang des Produktionspotenzials, und führte zu einer 
dramatischen Verschlechterung der öffentlichen Finanzen. 
Gleichwohl hat das Europäische Konjunkturprogramm den Mit­
gliedstaaten zum Teil durch koordinierte fiskalpolitische Impulse 
im Umgang mit der Krise geholfen, wobei der Euro als Anker 
für die makroökonomische Stabilität fungierte. So hat die 
Krise gezeigt, dass sich mit einer wirksamen und engen Koor­
dinierung der Unionspolitiken greifbare Ergebnisse erzielen las­
sen. Außerdem machte sie deutlich, wie eng die Volkswirtschaf­
ten und Arbeitsmärkte der Mitgliedstaaten miteinander verfloch­
ten sind. 

(6) Die Finanz- und Wirtschaftskrise, die 2008 begann, re­
sultierte in beträchtlichen Arbeitsplatzverlusten und einem star­
ken Rückgang des Produktionspotenzials, und führte zu einer 
dramatischen Verschlechterung der öffentlichen Finanzen. 
Gleichwohl hat das Europäische Konjunkturprogramm den Mit­
gliedstaaten zum Teil durch koordinierte fiskalpolitische Impulse 
im Umgang mit der Krise geholfen. So macht die sich immer 
noch ausweitende Krise deutlich, dass es keine wirksamen Me­
chanismen gibt, die eine frühzeitige Reaktion auf einige ihrer 
Ursachen ermöglicht hätten, und sie zeigt, dass sich mit einer 
wirksamen und engen Koordinierung von Unionspolitiken unter 
Einhaltung des Subsidiaritätsprinzips greifbare Ergebnisse er­
zielen lassen. Außerdem macht die Krise deutlich, wie eng die 
Volkswirtschaften und Arbeitsmärkte der Mitgliedstaaten mit­
einander verflochten sind, weswegen auch die vollständige 
Ausschöpfung des Potenzials des Binnenmarkts zu den wich­
tigsten Instrumenten zur Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit 
Europas gehört; die Krise macht es weiter erforderlich, Mecha­
nismen umfassend zu überarbeiten, bei denen die Verwirk­
lichung der beschäftigungs- und sozialpolitischen Ziele wei­
terhin Teil der festgelegten Zielsetzung sein werden.
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VORSCHLAG DER KOMMISSION GEÄNDERTER TEXT 

Abänderung 8 
Vorschlag für einen Beschluss 

Erwägung 7 

(7) Die Kommission hat vorgeschlagen, eine neue Strategie 
für das nächste Jahrzehnt, die Strategie Europa 2020, zu kon­
zipieren, damit die EU gestärkt aus dieser Krise hervorgehen und 
ihre Wirtschaft in ein intelligentes, nachhaltiges und integratives 
Wachstum überführen kann. Es wurden fünf gemeinsame Kern­
ziele festgelegt, die unter den jeweiligen Leitlinien aufgeführt 
sind und an denen sich das Handeln der Mitgliedstaaten und 
der Union ausrichten soll. Die Mitgliedstaaten sollten alles da­
ransetzen, die nationalen Ziele zu erreichen und Wachstums­
engpässe zu beseitigen. 

(7) Die Kommission hat vorgeschlagen, eine neue Strategie 
für das nächste Jahrzehnt, die Strategie Europa 2020, zu kon­
zipieren, damit die Union gestärkt aus dieser Krise hervorgehen 
und auch auf künftige Umbrüche und Krisen besser reagieren 
und ihre Wirtschaft in ein zukunftsfähiges, ökologisch und 
ökonomisch nachhaltiges und integratives Wachstum überfüh­
ren kann, das mit einem hohen Niveau an Beschäftigung, 
Produktivität und sozialem Zusammenhalt einhergeht. Es wur­
den gemeinsame Kernziele festgelegt, die unter den jeweiligen 
Leitlinien aufgeführt sind und an denen sich das Handeln der 
Mitgliedstaaten und der Union ausrichten soll. Die Mitgliedstaa­
ten sollten sich dafür einsetzen, die nationalen Ziele zu errei­
chen. Sie sollten sich auf die Erhöhung der Beschäftigung 
konzentrieren und Wachstumshemmnisse, die aus Rechtsvor­
schriften, Bürokratie und nationaler Fehlallokation von Res­
sourcen resultieren, beseitigen. 

Abänderung 9 
Vorschlag für einen Beschluss 

Erwägung 8 

(8) Im Rahmen umfassender Strategien für die Bewältigung 
der Wirtschaftskrise sollten die Mitgliedstaaten ehrgeizige Refor­
men durchführen, um die makroökonomische Stabilität und die 
Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen zu sichern, die Wett­
bewerbsfähigkeit zu stärken, die makroökonomischen Ungleich­
gewichte zu verringern und die Arbeitsmarktlage zu verbessern. 
Die Rücknahme der Konjunkturmaßnahmen sollte im Rahmen 
des Stabilitäts- und Wachstumspakts erfolgen und koordiniert 
werden. 

(8) Im Rahmen umfassender Strategien für die Bewältigung 
der Wirtschaftskrise und die Schaffung von Bedingungen für 
ein wirtschaftliches Wachstum müssen die Mitgliedstaaten 
strukturelle Reformen durch- und weiterführen, die darauf 
ausgerichtet sind, die makroökonomische Stabilität zu sichern, 
mehr und bessere Arbeitsplätze zu schaffen und die Tragfähig­
keit der öffentlichen Finanzen auszubauen, die Wettbewerbs­
fähigkeit und die Produktivität zu stärken, die makroökonomi­
schen Ungleichgewichte zu verringern, den sozialen Zusam­
menhalt zu stärken, Armut zu bekämpfen und die Arbeits­
marktlage zu verbessern. Die schrittweise Rücknahme der Kon­
junkturmaßnahmen, die eingeleitet werden sollte, sobald ein 
nachhaltiger Wirtschaftsaufschwung gesichert ist, sollte unter 
anderem im Rahmen des Stabilitäts- und Wachstumspakts er­
folgen und koordiniert werden. Mit Blick auf die Konkretisie­
rung der Ziele des wirtschaftlichen und sozialen Zusammen­
halts sollten jedoch die größten makroökonomischen Ungleich­
gewichte und das Gefälle zwischen den Mitgliedstaaten über­
wunden werden. 

Abänderung 10 
Vorschlag für einen Beschluss 

Erwägung 8 a (neu) 

(8a) Europa 2020 sollte eine Strategie sein, in deren Mit­
telpunkt der Mensch und der Umweltschutz stehen, die aus 
der Krise herausführt, einen erneuten wirtschaftlichen und 
sozialen Zusammenbruch verhindert, eng mit der Struktur- 
und Kohäsionspolitik koordiniert wird und mittel- und lang­
fristig die europäischen Wirtschaften ankurbelt, und die He­
rausforderungen, die sich für den Arbeitsmarkt aus einer al­
ternden Gesellschaft ergeben, bewältigt.
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VORSCHLAG DER KOMMISSION GEÄNDERTER TEXT 

Abänderung 11 
Vorschlag für einen Beschluss 

Erwägung 9 

(9) Im Rahmen der Strategie Europa 2020 sollten die Mit­
gliedstaaten Reformen durchführen, die auf ein intelligentes, d.h. 
wissens- und innovationsgestütztes Wachstum abzielen. Die Re­
formen sollten darauf ausgerichtet sein, die Qualität des Bil­
dungssystems zu verbessern, allen Menschen Zugang zur Bil­
dung zu bieten sowie die Leistungsfähigkeit der Forschung 
und der Unternehmen zu steigern, um Innovation und Wissens­
transfer innerhalb der EU zu fördern. Sie sollten die unterneh­
merische Tätigkeit fördern und dazu beitragen, innovative Ideen 
in innovative Produkte, Dienstleistungen und Prozesse umzuset­
zen, durch die Wachstum, hochwertige Arbeitsplätze sowie ter­
ritorialer, wirtschaftlicher und sozialer Zusammenhalt entstehen 
können und die dazu beitragen, die europäischen und weltwei­
ten gesellschaftlichen Herausforderungen wirksamer anzugehen. 
In diesem Zusammenhang ist eine optimale Nutzung der Infor­
mations- und Kommunikationstechnologien von zentraler Be­
deutung. 

(9) Im Rahmen der Strategie Europa 2020 sollten die Mit­
gliedstaaten Reformen durchführen, die auf ein intelligentes, d.h. 
wissens- und innovationsgestütztes Wachstum abzielen. Die Re­
formen sollten darauf ausgerichtet sein, die Qualität des Bil­
dungssystems zu verbessern, allen Menschen Zugang zur Bil­
dung zu bieten, die Zahl der Menschen, die ihre schulische 
und berufliche Ausbildung abbrechen, zu verringern, das 
Recht des Einzelnen auf lebenslanges Lernen zu bekräftigen, 
Kompetenzen entwickeln zu helfen, diese anzuerkennen und zu 
bescheinigen sowie die Leistungsfähigkeit der Forschung und 
der Unternehmen zu steigern, um Innovation und Wissenstrans­
fer innerhalb der Europäischen Union zu fördern und um zur 
Überwindung regionaler Ungleichgewichte beizutragen und 
eine Abwanderung von hochqualifizierten Kräften zu verhin­
dern. Sie sollten die unternehmerische Tätigkeit und die Ent­
wicklung kleiner und mittlerer Unternehmen (KMU) fördern 
und dazu beitragen, innovative Ideen in innovative Produkte, 
innovative – vor allem sozial wertvolle – Dienstleistungen 
und Prozesse umzusetzen, durch die Wachstum, hochwertige 
und nachhaltige Arbeitsplätze sowie territorialer, wirtschaftli­
cher und sozialer Zusammenhalt entstehen können und die 
dazu beitragen, die europäischen und weltweiten gesellschaftli­
chen Herausforderungen wirksamer anzugehen. In diesem Zu­
sammenhang ist eine optimale Nutzung der Informations- und 
Kommunikationstechnologien von zentraler Bedeutung. 

Abänderung 12 
Vorschlag für einen Beschluss 

Erwägung 9 a (neu) 

(9a) Die Mitgliedstaaten sollten zur Ankurbelung des 
Wirtschaftswachstums gegen Maßnahmen vorgehen, die die­
ses Wachstum bremsen, z.B. bürokratischer Aufwand, Über­
regulierung und übertriebene Standards, hohe Steuern und 
protektionistische Tendenzen. 

Abänderung 13 
Vorschlag für einen Beschluss 

Erwägung 9 b (neu) 

(9b) Die Verwirklichung eines umfassenden und effizienten 
Binnenmarktes ist ein Schlüsselelement zur Gewährleistung 
der makroökonomischen Gesamtleistung der Europäischen 
Union; es ist insbesondere für die Stabilität der Wirtschafts- 
und Währungsunion von grundlegender Bedeutung, einen 
wirtschaftlichen Nutzen zu erbringen, das Wachstum wieder­
anzukurbeln und neue Beschäftigungsmöglichkeiten zu schaf­
fen.
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VORSCHLAG DER KOMMISSION GEÄNDERTER TEXT 

Abänderung 60 
Vorschlag für einen Beschluss 

Erwägung 9 c (neu) 

(9c) Die Mitgliedstaaten sollten bei der Gestaltung und 
Durchführung ihrer nationalen Reformprogramme nach den 
Leitlinien im Anhang für eine wirksame und verantwortungs­
volle Umsetzung ihrer Beschäftigungs- und Sozialpolitik sor­
gen. Die interessierten Akteure, einschließlich derjenigen auf 
regionaler und lokaler Ebene und einschließlich der von den 
verschiedenen Aspekten der Strategie Europa 2020 Betroffe­
nen, die parlamentarischen Gremien und die Sozialpartner 
sollten eng in die gesamte Erarbeitung, Umsetzung, Über­
wachung und Auswertung dieser Programme, einschließlich 
der Festlegung von Zielen und Indikatoren, einbezogen wer­
den. Die Mitgliedstaaten sollten die beschäftigungspolitischen 
und sozialen Auswirkungen der im Rahmen der jeweiligen 
nationalen Reformprogramme durchgeführten Reformen ge­
nau verfolgen. 

Abänderung 14 
Vorschlag für einen Beschluss 

Erwägung 10 

(10) Außerdem sollten die Mitgliedstaaten mit ihren Reform­
programmen ein nachhaltiges Wachstum anstreben. Nachhalti­
ges Wachstum bedeutet, unter Ausschöpfung der Führungsrolle 
Europas im Wettbewerb um die Entwicklung neuer Verfahren 
und Technologien, einschließlich umweltfreundlicher Technolo­
gien, eine ressourceneffiziente, nachhaltige und wettbewerbs­
fähige Wirtschaft mit einer gerechten Kosten-/Nutzenverteilung 
aufzubauen. Die Mitgliedstaaten sollten die erforderlichen Refor­
men durchführen, um die Treibhausgasemissionen zu verringern 
und Ressourcen effizient zu nutzen. Zudem sollten sie die Rah­
menbedingungen für Unternehmen verbessern, die Schaffung 
umweltfreundlicher Arbeitsplätze fördern und ihre industrielle 
Basis modernisieren. 

(10) Außerdem sollten die Mitgliedstaaten mit ihren Reform­
programmen und auf der Grundlage der Schaffung menschen­
würdiger Arbeitsplätze ein nachhaltiges Wachstum anstreben. 
Nachhaltiges Wachstum bedeutet, mit ausreichend finanziellen 
Mitteln für die Umstrukturierung und unter Ausschöpfung der 
Führungsrolle Europas im Wettbewerb um die Entwicklung 
neuer Verfahren und Technologien, einschließlich vor allem um­
weltfreundlicher Technologien, die zusätzliche Arbeitsplätze 
schaffen, eine ressourceneffiziente, nachhaltige und wett­
bewerbsfähige Wirtschaft mit einer gerechten Kosten-/Nutzen­
verteilung aufzubauen. Diese Technologien sollten soweit wie 
möglich allen Unternehmen, einschließlich Mikrounternehmen 
und KMU, zugänglich gemacht werden. Die Mitgliedstaaten 
sollten die erforderlichen Reformen durchführen, um die Treib­
hausgasemissionen zu verringern und Ressourcen effizient zu 
nutzen. Zudem sollten sie die Rahmenbedingungen für Unter­
nehmen verbessern, die Schaffung nachhaltiger Arbeitsplätze in 
der alten und neuen Wirtschaft, einschließlich der Bereitstel­
lung von Ausbildung und Qualifikationen, die für diese Ar­
beitsplätze benötigt werden, fördern und ihre industrielle Basis, 
insbesondere im Bereich der Konversion, modernisieren. 

Abänderung 15 
Vorschlag für einen Beschluss 

Erwägung 11 

(11) Die Reformprogramme der Mitgliedstaaten sollten darü­
ber hinaus ein integratives Wachstum anstreben. Integratives 
Wachstum bedeutet, gesellschaftlichen Zusammenhalt zu schaf­
fen, in dessen Rahmen die Menschen befähigt werden, Verände­
rungen zu antizipieren und zu bewältigen und dergestalt aktiv 
am gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Leben teilzunehmen. 
Daher sollten die Reformen der Mitgliedstaaten darauf aus­
gerichtet sein, allen lebenslang Zugangsmöglichkeiten und 
Chancen zu bieten und somit Armut und soziale Ausgrenzung 
dadurch zu verringern, dass Hindernisse für die Erwerbsbetei­
ligung insbesondere von Frauen, älteren Arbeitnehmern, jungen 
Menschen, Behinderten und legalen Migranten abgebaut werden. 

(11) Die Reformprogramme der Mitgliedstaaten sollten darü­
ber hinaus ein integratives Wachstum anstreben. Integratives 
Wachstum bedeutet, gesellschaftlichen Zusammenhalt zu schaf­
fen, in dessen Rahmen die Menschen befähigt werden, Verände­
rungen, die durch neue Technologien, Automatisierung und 
der EDV-Revolution herbeigeführt wurden, zu antizipieren 
und zu bewältigenund dergestalt aktiv am gesellschaftlichen 
und wirtschaftlichen Leben teilzunehmen. Daher sollten die Re­
formen der Mitgliedstaaten darauf ausgerichtet sein, allen le­
benslang Zugangsmöglichkeiten und Chancen zu bieten und 
somit Armut und soziale Ausgrenzung dadurch zu verringern, 
dass Hindernisse für die Erwerbsbeteiligung insbesondere von

DE 20.10.2011 Amtsblatt der Europäischen Union C 308 E/121 

Mittwoch, 8. September 2010



VORSCHLAG DER KOMMISSION GEÄNDERTER TEXT 

Außerdem sollten sie sicherstellen, dass die Vorteile des Wirt­
schaftswachstums allen Bürgern und allen Regionen zugute 
kommen. Den Kern der Reformprogramme der Mitgliedstaaten 
sollte daher die Gewährleistung eines reibungslos funktionieren­
den Arbeitsmarkts bilden; dazu soll in erfolgreiche Übergänge, 
eine angemessene Qualifikationsentwicklung und die Verbes­
serung der Arbeitsplatzqualität investiert, die Arbeitsmarktseg­
mentierung, strukturelle Arbeitslosigkeit und Nichterwerbstätig­
keit abgebaut sowie ein angemessener, nachhaltiger Sozialschutz 
und eine aktive Eingliederung sichergestellt werden. 

Frauen, älteren Arbeitnehmern, jungen Menschen, Pflegekräf­
ten, Menschen mit Behinderungen, ungelernten Arbeitskräf­
ten, Minderheiten, insbesondere der Roma, und legalen Mig­
ranten und denjenigen, die nicht am Arbeitsmarkt teilhaben 
können, abgebaut werden. Außerdem sollten die Mitgliedstaa­
ten durch den Einsatz geeigneter Instrumente sicherstellen, 
dass die Vorteile des Wirtschaftswachstums allen Bürgern und 
allen Regionen zugute kommen. Den Kern der Reformpro­
gramme der Mitgliedstaaten sollte daher die Gewährleistung ei­
nes reibungslos funktionierenden Arbeitsmarkts bilden; dazu 
soll in erfolgreiche Übergänge, Ausbildungssysteme und die 
Entwicklung von den Arbeitsmarktanforderungen entspre­
chenden Qualifikationen, die Verbesserung der Arbeitsplatzqua­
lität und eine verstärkte Gleichstellung von Männern und 
Frauen investiert, die Arbeitsmarktsegmentierung durch Absi­
cherung der Arbeitnehmer im Rahmen aller Beschäftigungs­
formen, Diskriminierung, strukturelle Arbeitslosigkeit, ins­
besondere Jugendarbeitslosigkeit, und Nichterwerbstätigkeit ab­
gebaut sowie ein angemessener, nachhaltiger Sozialschutz und 
eine aktive Eingliederung sichergestellt werden. 

Abänderung 16 
Vorschlag für einen Beschluss 

Erwägung 11 a (neu) 

(11a) Im Zusammenhang mit dem Ziel eines „integrativen 
Wachstums“ sollten die Mitgliedstaaten auf Initiative der 
Kommission einen angemessenen Rechtsrahmen für die neuen 
Formen von Arbeit schaffen. Bei einem solchen Rechtsrahmen 
sollte darauf geachtet werden, dass flexible Beschäftigungs­
formen gewährleistet sind, wobei die Segmentierung des Ar­
beitsmarktes verhindert werden und der umfassende Schutz 
der individuellen und kollektiven Arbeitnehmerrechte, ein­
schließlich der Vereinbarkeit von Berufs- und Privatleben, ge­
währleistet bleiben muss; zugleich ist für eine angemessene 
soziale Sicherung der Arbeitnehmer zu sorgen. 

Abänderung 61 
Vorschlag für einen Beschluss 

Erwägung 11 b (neu) 

(11b) Die Reformprogramme der Mitgliedstaaten sollten 
daher auf die Förderung eines Arbeitsplätze schaffenden 
Wachstums abzielen, das auf den von der Internationalen 
Arbeitsorganisation (ILO) empfohlenen Grundsätzen der men­
schenwürdigen Arbeit und den Leitlinien für „gute Arbeit“ 
basiert, die für die Schaffung von Arbeitsplätzen und die 
Integration in den Arbeitsmarkt ausschlaggebend sein sollten. 
In diesem Rahmen sollten die Grundsätze der Gleichbehand­
lung und des gleichen Entgelts bei gleicher oder gleichwertiger 
Arbeit bzw. bei gleichem Arbeitsplatz, so wie es in den Ar­
tikeln 18 bzw. 157 AEUV vorgesehen ist, gewährleistet und 
gestärkt werden. Besonderes Augenmerk sollte auch auf die 
Verringerung von Armut trotz Arbeit, von der immer mehr 
Menschen betroffen sind, und die Bekämpfung der Armut von 
Kindern gelegt werden.
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Abänderung 17 
Vorschlag für einen Beschluss 

Erwägung 12 

(12) Die Strukturreformen der EU und der Mitgliedstaaten 
können dann wirklich zu Wachstum und Beschäftigung beitra­
gen, wenn sie die Wettbewerbsfähigkeit der EU in der Weltwirt­
schaft stärken, den Exporteuren in der EU neue Möglichkeiten 
eröffnen und wichtige Einfuhrerzeugnisse zu wettbewerbsfähi­
gen Konditionen zugänglich machen. Deswegen sollten sie die 
möglichen Folgen für die Wettbewerbsfähigkeit nach außen be­
rücksichtigen, um das Wachstum in Europa und die Teilhabe an 
weltweit offenen und fairen Märkten zu fördern. 

(12) Die Strukturreformen der Europäischen Union und der 
Mitgliedstaaten können dann wirklich zu qualitativem Wachs­
tum und nachhaltiger und hochwertiger Beschäftigung beitra­
gen, wenn sie angemessen auf die anhaltende Wirtschafts- 
und Finanzkrise reagieren und damit die Wettbewerbsfähigkeit 
der Union in der Weltwirtschaft stärken, den Exporteuren in der 
Union neue Möglichkeiten eröffnen und wichtige Einfuhrerzeug­
nisse zu wettbewerbsfähigen Konditionen zugänglich machen. 
Deswegen sollten sie die möglichen Folgen für die Wettbewerbs­
fähigkeit nach außen berücksichtigen, um das Wachstum in der 
Union und die Teilhabe an weltweit offenen und fairen Märkten 
zu fördern ; dabei sollte die Union sich für eine rigorose welt­
weite Aufsicht über die Akteure einsetzen, die großen Einfluss 
auf Beschäftigung, Arbeitskräftemobilität und soziale Finanz­
produkte wie zum Beispiel Renten haben. 

Abänderung 18 
Vorschlag für einen Beschluss 

Erwägung 13 

(13) Die Strategie Europa 2020 muss durch ein integriertes 
Maßnahmenbündel unterlegt werden, das die Mitgliedstaaten in 
vollem Umfang und identischem Tempo umsetzen sollten, da­
mit die positiven Spillover-Effekte koordinierter Strukturrefor­
men greifen. 

(13) Die Strategie Europa 2020 muss durch ein integriertes 
Maßnahmenbündel unterlegt werden, das die Mitgliedstaaten, 
unter Berücksichtigung der jeweiligen nationalen Bedingun­
gen und besonderen Schwierigkeiten effizient umsetzen sollten, 
damit die positiven Spillover-Effekte koordinierter Strukturrefor­
men greifen. Die Kohärenz der wirtschafts-, beschäftigungs- und 
sozialpolitischen Maßnahmen der Mitgliedstaaten sollte gewähr­
leistet sein. 

Abänderung 19 
Vorschlag für einen Beschluss 

Erwägung 13 a (neu) 

(13a) Von entscheidender Bedeutung für die Geschlechter­
gleichstellung und das Arbeitskräfteangebot ist es, Bedingungen 
zu schaffen, damit Frauen und Mädchen in Bereiche vordringen 
können, in denen sie stark unterrepräsentiert sind, und gegen 
Klischees vorzugehen, die in diesen Berufen immer noch vorherr­
schen. Bei allen im Rahmen der Strategie Europa 2020 ergriffe­
nen Maßnahmen sollten daher die Gleichstellung von Männern 
und Frauen sowie geschlechterspezifische Aspekte besonders be­
rücksichtigt werden. Dazu gehören Initiativen, mit denen Frauen­
rechte ausgeweitet und die Diskriminierung von Frauen bekämpft 
werden sollen. Die Systeme der sozialen Sicherung sollten im 
Hinblick auf eine Beseitigung von Elementen, durch die Ungleich­
heiten zwischen Männern und Frauen entstehen, überprüft wer­
den. In den Bereichen, in denen Frauen überrepräsentiert sind, 
sollten die Arbeitsbedingungen verbessert werden. Unfreiwillige 
Teilzeitarbeit sollte thematisiert werden. Die Gleichheit der Ge­
schlechter bei der Ausbildung und im Bildungswesen sollte ge­
stärkt werden. Das Lohngefälle zwischen Männern und Frauen 
sollte bis 2020 auf 0 bis 5 Prozent gesenkt werden. Eine ver­
besserte Gewährleistung zugänglicher, finanzierbarer, flexibler 
und hochwertiger Betreuungsdienste für alle, insbesondere der 
Zugang zu Kinderbetreuungseinrichtungen, stellt einen wichtigen 
Schritt zur Erleichterung und Förderung der Entwicklung hin zu 
einer Gleichstellung der Geschlechter dar.
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Abänderung 20 
Vorschlag für einen Beschluss 

Erwägung 13 b (neu) 

(13b) Die Mitgliedstaaten sollten bei der Programmierung 
und Durchführung einer EU-Finanzierung, einschließlich der 
Finanzierung aus dem Europäischen Sozialfonds, dem Euro­
päischen Fonds für regionale Entwicklung und dem Kohäsi­
onsfonds, der Strategie Europa 2020 und insbesondere deren 
beschäftigungs- und sozialpolitischen Aspekten Rechnung tra­
gen. Es wird betont, dass die stärkere Nutzung der Synergien 
und Komplementaritäten der verschiedenen verfügbaren Fi­
nanzinstrumente von großer Bedeutung ist für die Verwirk­
lichung der komplexen Ziele der Strategie Europa 2020 im 
Bereich des intelligenten, integrativen und nachhaltigen 
Wachstums und für die wirksamere Unterstützung der am 
stärksten benachteiligten Mikroregionen und der am meisten 
gefährdeten Bevölkerungsgruppen, die sich komplexen, mehr­
dimensionalen Nachteilen gegenübersehen. Über die Finanzie­
rung durch EU-Mittel müssen die Zahl der bürokratischen 
Hindernisse reduziert und langfristige Maßnahmen erleichtert 
werden. 

Abänderung 62 
Vorschlag für einen Beschluss 

Erwägung 13 c (neu) 

(13c) Ausgehend von der Bedeutung der Kohäsionspolitik 
für die Beschäftigung und soziale Eingliederung im Rahmen 
der Unterstützung der Regionen zur Überwindung ihrer sozio­
ökonomischen Probleme und Verringerung der Unterschiede 
sowie zur Ausgleichung der regionalen Besonderheiten sollten 
die Mitgliedstaaten zusammenarbeiten, um ihre nationalen 
Ziele für sich selbst und untereinander so zu gestalten, zu 
ergänzen, zu koordinieren und anzupassen, dass Ungleichge­
wichte in der wirtschaftlichen Entwicklung zwischen den Re­
gionen abgebaut werden. 

Abänderung 21 
Vorschlag für einen Beschluss 

Erwägung 14 

(14) Auch wenn sich diese Leitlinien an die Mitgliedstaaten 
richten, sollte die Strategie Europa 2020 in Partnerschaft mit 
allen nationalen, regionalen und kommunalen Behörden und in 
enger Zusammenarbeit mit den Parlamenten, den Sozialpartnern 
sowie den Vertretern der Zivilgesellschaft umgesetzt werden, die 
in die Erarbeitung der nationalen Reformprogramme, ihre Um­
setzung und die umfassende Kommunikation über die Strategie 
einbezogen werden sollten. 

(14) Auch wenn sich diese Leitlinien an die Mitgliedstaaten 
richten, sollte die Strategie Europa 2020 in Partnerschaft mit 
allen nationalen, regionalen und kommunalen Behörden und in 
enger Zusammenarbeit mit den Parlamenten, den Sozialpartnern 
sowie den Vertretern der Zivilgesellschaft umgesetzt werden, die 
in die Erarbeitung der nationalen Reformprogramme, ihre Um­
setzung und die umfassende Kommunikation über die Strategie 
einbezogen werden sollten, da die Sozialpolitik den Bedingun­
gen und Präferenzen vor Ort Rechnung tragen muss. 

Abänderung 22 
Vorschlag für einen Beschluss 

Erwägung 14 a (neu) 

(14a) Um die Umsetzung der Leitlinien für beschäftigungs­
politische Maßnahmen in den Mitgliedstaaten zu garantieren, 
sollte die offene Koordinierungsmethode verbessert werden, da 
deren Wirkung in den Mitgliedstaaten zu gering ist.
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Abänderung 23 
Vorschlag für einen Beschluss 

Erwägung 15 

(15) Die Strategie Europa 2020 stützt sich auf ein kleineres 
Bündel von Leitlinien, das das bisherige Bündel von 24 Leit­
linien ersetzt und beschäftigungspolitische Fragen und all­
gemeine wirtschaftspolitische Fragen auf kohärente Weise be­
handelt. Die diesem Beschluss beigefügten Leitlinien für beschäf­
tigungspolitische Maßnahmen der Mitgliedstaaten sind eng mit 
den Grundzügen der Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten und 
der Union verbunden, die der Empfehlung des Rates […] vom 
[…] beigefügt sind. Sie bilden zusammen die integrierten Leit­
linien zu Europa 2020. 

(15) Die Strategie Europa 2020 stützt sich auf ein Bündel 
von Leitlinien, das das bisherige Bündel von 24 Leitlinien ersetzt 
und beschäftigungspolitische Fragen, die Festigung des sozialen 
Zusammenhalts und allgemeine wirtschaftspolitische Fragen auf 
kohärente Weise behandelt. Die diesem Beschluss beigefügten 
Leitlinien für beschäftigungspolitische Maßnahmen der Mitglied­
staaten sind eng mit den Grundzügen der Wirtschaftspolitik der 
Mitgliedstaaten und der Union verbunden, die der Empfehlung 
des Rates […] vom […] beigefügt sind. Sie bilden zusammen 
die integrierten Leitlinien zu Europa 2020. 

Abänderung 24 
Vorschlag für einen Beschluss 

Erwägung 16 

(16) Diese neuen integrierten Leitlinien basieren auf den 
Schlussfolgerungen des Europäischen Rates. Sie geben den Mit­
gliedstaaten eine präzise Richtschnur für die Festlegung ihrer 
nationalen Reformprogramme und Durchführung von Refor­
men vor, welche die enge Verflechtung der Mitgliedstaaten wi­
derspiegeln und mit dem Stabilitäts- und Wachstumspakt im 
Einklang stehen. Diese Leitlinien werden die Grundlage für alle 
länderspezifischen Empfehlungen bilden, die der Rat gegebenen­
falls an die Mitgliedstaaten richtet. Desgleichen werden sie die 
Grundlage für die Abfassung des Gemeinsamen Beschäftigungs­
berichts bilden, den der Rat jährlich an die Kommission und 
den Europäischen Rat übermittelt. 

(16) Diese neuen integrierten Leitlinien basieren auf den 
Schlussfolgerungen des Europäischen Rates. Sie geben den Mit­
gliedstaaten eine präzise Richtschnur für die Festlegung ihrer 
nationalen Reformprogramme und Durchführung von Refor­
men vor, welche die enge Verflechtung der Mitgliedstaaten wi­
derspiegeln und mit dem Stabilitäts- und Wachstumspakt im 
Einklang stehen. Diese Leitlinien werden die Grundlage für alle 
länderspezifischen Empfehlungen bilden, die der Rat unter Be­
rücksichtigung der unterschiedlichen Ausgangslagen der Mit­
gliedstaaten gegebenenfalls an die Mitgliedstaaten richtet. Des­
gleichen werden sie die Grundlage für die Abfassung des Ge­
meinsamen Beschäftigungsberichts bilden, den der Rat jährlich 
an die Kommission und den Europäischen Rat übermittelt. 

Abänderung 63 
Vorschlag für einen Beschluss 

Erwägung 16 a (neu) 

(16a) Die in den jeweiligen Leitlinien dargelegten Kernziele 
sollten den Mitgliedstaaten helfen, ihre nationalen Ziele und 
Zwischenziele aufzustellen, wobei besonderes Augenmerk auf 
die Erhöhung der Beschäftigung und die Senkung der Arbeits­
losigkeit bei den am meisten gefährdeten Gruppen, einschließ­
lich der jungen Menschen, die Hebung der Bildungsniveaus, 
die Verringerung der Schulabbruchsquoten und die Bekämp­
fung der Armut zu legen ist. Die Fortschritte bei der Errei­
chung der Ziele und Zwischenziele sollten genau überwacht 
und an Hand der Europa-2020-Ziele bewertet werden, und 
gegebenenfalls sollten geänderte oder neue Ziele und Zwi­
schenziele bei der Überarbeitung der Beschäftigungsleitlinien 
aufgestellt werden. 

Abänderung 25 
Vorschlag für einen Beschluss 

Erwägung 17 

(17) Auch wenn diese Leitlinien jedes Jahr erstellt werden 
müssen,wenn sollten sie bis 2014 weitgehend unverändert blei­
ben, damit das Hauptaugenmerk auf die Umsetzung gerichtet 
werden kann – 

(17) Diese Leitlinien sollten bis 2020 weitgehend unver­
ändert bleiben, um das Erreichen der darin aufgestellten Ziele 
entsprechend überprüfen zu können. Eine Evaluierung der er­
reichten Ziele sollte in einem Dreijahresrhythmus erfolgen –
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Abänderung 26 
Vorschlag für einen Beschluss 

Erwägung 17 a (neu) 

(17a) In der Zwischenzeit werden die ergriffenen Maßnah­
men und ihre Ergebnisse wissenschaftlich ausgewertet und 
einer kritischen Bestandsaufnahme unterzogen. 

Abänderung 27 
Vorschlag für einen Beschluss 

Artikel 2 

Die Leitlinien im Anhang werden von den Mitgliedstaaten in 
ihren beschäftigungspolitischen Maßnahmen berücksichtigt, 
über die in nationalen Reformprogrammen Bericht erstattet 
wird.Die Mitgliedstaaten sollten Reformprogramme konzipie­
ren, die im Einklang stehen mit den in den integrierten Leit­
linien zu Europa 2020 dargelegten Zielen. 

Die Leitlinien im Anhang und die nationalen Reformpro­
gramme werden von den Mitgliedstaaten in ihren beschäfti­
gungspolitischen Maßnahmen umgesetzt. Es muss genau ver­
folgt werden, welche Wirkung die Reformprogramme, die mit 
den in diesen Leitlinien dargelegten Zielen im Einklang stehen 
müssen, auf Beschäftigung und Gesellschaft haben. 

Abänderung 28 
Vorschlag für einen Beschluss 

Artikel 2 a (neu) 

Artikel 2a 

Die Mitgliedstaaten sorgen bei der Gestaltung und Durchfüh­
rung ihrer nationalen Reformprogramme nach den Leitlinien 
im Anhang für eine wirksame und verantwortungsvolle Um­
setzung ihrer Beschäftigungs- und Sozialpolitik. Die von den 
verschiedenen Aspekten der Strategie Europa 2020 Betroffe­
nen, einschließlich derjenigen auf regionaler und lokaler 
Ebene, die parlamentarischen Gremien und die Sozialpartner 
werden eng in die gesamte Erarbeitung, Umsetzung, Über­
wachung und Auswertung dieser Programme, einschließlich 
der Festlegung von Zielen und Indikatoren, einbezogen. 

Die im Anhang dargelegten EU-Kernziele werden mithilfe ent­
sprechender Zwischenziele und Indikatoren, einschließlich Er­
folgs- und Ergebnisindikatoren, sowie nationaler Ziele, Indi­
katoren und Übersichtstabellen überwacht. Die Mitgliedstaa­
ten tragen diesen Zielen und Indikatoren Rechnung ebenso 
wie den Leitlinien und allen vom Rat an sie gerichteten län­
derspezifischen Empfehlungen. 

Die Mitgliedstaaten werden die Wirkung der im Rahmen der 
jeweiligen nationalen Reformprogramme durchgeführten Re­
formen auf die Beschäftigung und die Gesellschaft genau ver­
folgen. 

Bei der Berichterstattung über die Anwendung der Leitlinien 
im Anhang folgen die Mitgliedstaaten der auf Unionsebene zu 
beschließenden Struktur und nehmen dieselben Elemente auf, 
um Klarheit und Transparenz sowie Vergleichbarkeit zwischen 
den Mitgliedstaaten zu gewährleisten.
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Abänderung 29 
Vorschlag für einen Beschluss 

Anhang – Leitlinie 7 – Titel 

Leitlinie 7: Erhöhung der Beschäftigungsquote und Abbau 
der strukturellen Arbeitslosigkeit 

Leitlinie 7: Schaffung neuer und besserer Arbeitsplätze, Ab­
bau der Arbeitslosigkeit und Erhöhung der Beschäftigungs­
quote auf 75 % der aktiven Bevölkerung 

Abänderung 30 
Vorschlag für einen Beschluss 

Anhang – Leitlinie 7 – Absatz -1 (neu) 

Mit dem Ziel, Vollbeschäftigung zu erreichen, legen die Mit­
gliedstaaten 75 % als nationale Zielvorgabe für die Erhöhung 
der Beschäftigungsquote bei Frauen und Männern bis zum 
Jahr 2020 fest, insbesondere durch die verstärkte Beschäfti­
gung von jungen Menschen, älteren Arbeitnehmern, Gering­
qualifizierten und Menschen mit Behinderungen, Minderhei­
ten, insbesondere der Roma, sowie durch die verbesserte Inte­
gration von legalen Migranten. Darüber hinaus werden die 
Mitgliedstaaten ihre nationalen Ziele so stecken, dass der An­
teil der 15- bis 24-jährigen Frauen und Männer, die eine 
schulische oder berufliche Ausbildung absolvieren oder arbei­
ten, auf 90 % gesteigert wird. 

Die Mitgliedstaaten erhöhen die Beschäftigungsquote unter 
Konzentration auf bestimmte Gruppen bis 2014 um 10 %: 

— junge Menschen im Alter von 15 bis 25 Jahren; 

— ältere Arbeitnehmer zwischen 50 und 64 Jahren; 

— Frauen; 

— ungelernte Arbeitnehmer; 

— Menschen mit Behinderungen; 

— Menschen mit Migrationshintergrund. 

Die Zahl der Langzeitarbeitslosen sollte um 10 % gesenkt 
werden. 

Abänderung 31 
Vorschlag für einen Beschluss 

Anhang – Leitlinie 7 – Absatz 1 

Die Mitgliedstaaten sollten die Flexicurity-Grundsätze, die vom 
Rat bestätigt wurden, in ihre Arbeitsmarktpolitik integrieren 
und anwenden; in diesem Zusammenhang sollten sie die Mit­
tel aus dem Europäischen Sozialfonds in vollem Umfang dazu 
nutzen, die Beschäftigungsquote zu erhöhen sowie der Seg­
mentierung des Arbeitsmarktes, der Nichterwerbstätigkeit 
und der Ungleichbehandlung von Männern und Frauen ent­
gegenzuwirken, und die strukturelle Arbeitslosigkeit abbauen. 
Die Maßnahmen zur Erhöhung der Flexibilität und Sicherheit 
sollten ausgewogen sein und sich wechselseitig verstärken. 
Daher sollten die Mitgliedstaaten eine Kombination aus flexi­
blen und rechtssicheren Arbeitsverträgen, einer aktiven Ar­
beitsmarktpolitik, effektivem lebenslangen Lernen, einer 

Um dieses Ziel zu erreichen, verpflichten sichdie Mitgliedstaa­
ten , das Wachstum zu fördern und damit neue menschen­
würdige Arbeitsplätze zu schaffen sowie das Innovations­
potenzial der Wirtschaft, insbesondere von KMU zu erhöhen 
und die Industrie von administrativen und nichttarifären 
Hemmnissen zu befreien. Zu diesem Zweck sollten die Mit­
gliedstaaten auch Regulierungs- und Förderinstrumente ent­
wickeln, die der Unternehmensvielfalt und den Arbeitnehmer­
rechten Rechnung tragen, damit für alle Unternehmensformen 
gleichwertige Bedingungen im Bereich des Wettbewerbs und 
der Förderung bestehen. Um unter Berücksichtigung der de­
mografischen Herausforderungen den Zugang von Frauen und 
jungen Menschen zum Arbeitsmarkt zu erleichtern, sind in
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Politik zur Förderung der Arbeitskräftemobilität und angemes­
senen Systemen der sozialen Sicherung zur Absicherung beruf­
licher Übergänge einführen, ergänzt durch eine eindeutige Fest­
legung der Rechte der Arbeitslosen, aber auch ihrer Verpflich­
tung zur aktiven Arbeitssuche. 

enger Zusammenarbeit mit den Sozialpartnern die Vorausset­
zungen für ausreichende Kinderbetreuungsmöglichkeiten zu 
schaffen, damit jedem Kind im Vorschulalter ein außerfamiliärer 
Betreuungsplatz zur Verfügung gestellt werden kann; für jeden 
Jugendlichen sollte innerhalb von vier Monaten nach Abschluss 
seiner schulischen Ausbildung ein echter Arbeitsplatz bzw. Aus- 
und Fortbildungsplatz zur Verfügung gestellt werden. Langzeit­
arbeitslosen sollten Maßnahmen zur Erhöhung ihrer Beschäfti­
gungsfähigkeit, für die quantitative Ziele festgelegt werden soll­
ten, angeboten werden, um die präventive Arbeitsmarktpolitik 
zu stärken. Aus diesem Grunde sollten mindestens 25 % aller 
Langzeitarbeitslosen an einer aktiven Arbeitsmarktmaßnahme in 
Form von Weiterbildung, Bildung und/oder Umschulung teil­
nehmen. 

Abänderung 32 
Vorschlag für einen Beschluss 

Anhang – Leitlinie 7 – Absatz 2 

Die Mitgliedstaaten sollten den sozialen Dialog verstärken und 
gegen die Segmentierung des Arbeitsmarktes mit Maßnahmen 
zur Überwindung befristeter und prekärer Beschäftigungsver­
hältnisse, der Unterbeschäftigung und nicht angemeldeter Er­
werbstätigkeit vorgehen. Die berufliche Mobilität sollte be­
lohnt werden. Um die Qualität der Arbeitsplätze und die Be­
schäftigungsbedingungen zu verbessern, sollte gegen Nied­
riglöhne vorgegangen und sichergestellt werden, dass auch 
Personen mit befristeten Arbeitsverträgen und Selbständige 
angemessenen Sozialversicherungsschutz genießen. Die Ar­
beitsvermittlungsdienste sollten ausgebaut werden und allen, 
auch jungen und von Arbeitslosigkeit bedrohten Menschen, 
zugänglich sein; so sollten den Personen, die auf dem Arbeits­
markt am schwersten zu vermitteln sind, speziell auf ihre 
Bedürfnisse zugeschnittene Dienstleistungen angeboten wer­
den. 

Die Mitgliedstaaten sollten in Zusammenarbeit mit den Sozial­
partnern durch Aktivierungsmaßnahmen, insbesondere für 
junge Menschen, Geringqualifizierte und Personen, die beson­
deren Schutz und/oder besondere Unterstützung benötigen, 
durch Beratungsdienste sowie eine allgemeine und berufliche 
Bildung, die an die Anforderungen des Arbeitsmarktes ange­
passt sind, die Beschäftigungsquote erhöhen. Die Mitglied­
staaten sollten die Anwendung der Grundsätze der Gleichbe­
handlung und des gleichen Entgelts bei gleicher oder gleich­
wertiger Arbeit bzw. bei gleichem Arbeitsplatz sicherstellen, so 
wie es in den Artikeln 18 bzw. 157 des Vertrages über die 
Funktionsweise der Europäischen Union vorgesehen ist. Die 
Frage der Qualität der Arbeitsplätze sollte ebenfalls angegan­
gen werden, indem die Zahl der trotz Arbeit in Armut Leben­
den reduziert wird. Ferner sollten die Mitgliedstaaten die Be­
schäftigungsfähigkeit der legalen Migranten durch geeignete 
Programme erhöhen. Auch um Menschen mit Behinderungen, 
unter anderem mit Hilfe bezuschusster Arbeitsplätze, wieder 
in den Arbeitsmarkt zu integrieren, sind fortgesetzte Bemü­
hungen und innovative Programme erforderlich. Außerdem 
sollten die Mitgliedstaaten die Hindernisse, die den Eintritt 
ins Erwerbsleben erschweren, beseitigen, die Schaffung von 
Arbeitsplätzen unterstützen, soziale Innovationen fördern 
und die Qualität und Effizienz von Stellenvermittlungsdiens­
ten, einschließlich öffentlichen Arbeitsvermittlungsdiensten, 
verbessern. Arbeitsvermittlungsstellen müssen Arbeitsuchen­
den Ausbildungs- und Betreuungsprogramme vor allem im 
Bereich Informations- und Kommunikationstechnologie sowie 
Zugang zum Hochgeschwindigkeits-Internet anbieten, um die 
Arbeitssuche, insbesondere für ältere Menschen, legale Mig­
ranten, ethnische Minderheiten und Menschen mit Behin­
derungen so weit wie möglich zu erleichtern. Außerdem sollten 
Formen der individuellen wie auch kollektiven Selbständigkeit 
durch Unternehmen sozialwirtschaftlicher Art gefördert wer­
den. Es sollten besondere Maßnahmen gegen die Überzahl von 
Frauen in schlechtbezahlten Arbeitsverhältnissen und für die 
effizientere Förderung von Frauen in Führungspositionen
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getroffen werden, um eine geschlechterspezifische Segmentie­
rung des Arbeitsmarktes zu verhindern. Insbesondere sollten 
die Arbeitszeitregelungen angepasst werden, um einen Ar­
beitsprozess zu ermöglichen, der den Erfordernissen der Ver­
einbarkeit von Familien- und Berufsleben entspricht und einen 
flexibleren Übergang vom Arbeitsleben in den Ruhestand er­
möglicht. Die Mitgliedstaaten sollten Maßnahmen ergreifen, 
um die Beteiligung der Väter an der Kinderbetreuung zu för­
dern, und ihre Steuersysteme überprüfen, um sie beschäfti­
gungsfreundlicher zu gestalten. Externe und interne Flexicu­
rity-Strategien zur Steigerung der Flexibilität, damit wirk­
samer auf Produktionsschwankungen reagiert werden kann, 
sollten durch aktive beschäftigungspolitische Maßnahmen 
und angemessene Systeme der sozialen Sicherung für alle Ar­
beitnehmer in gleich welchem Arbeitsverhältnis besser zur 
Anwendung gebracht werden, damit ein Wechsel des Arbeits­
platzes nicht zu unverhältnismäßigen finanziellen Kosten 
führt. Es muss betont werden, dass Flexibilität ohne soziale 
Sicherung keine nachhaltige Methode zur Hebung des Be­
schäftigungsniveaus ist. Diese Strategien sollten mit einer 
deutlichen Verpflichtung einhergehen, die Suche nach einem 
Arbeitsplatz aktiv zu unterstützen. Neue Formen der Arbeits­
organisation, wie atypische Zeitarbeit, Teilzeitarbeit und Tele­
arbeit oder die Mobilität der Arbeitnehmer dürfen nicht zu 
einer Schmälerung der individuellen und kollektiven Arbeit­
nehmerrechte oder zu einer Schwächung des sozialen Schutzes 
der betroffenen Personen führen. Es sollte gewährleistet wer­
den, dass neue Beschäftigungsformen nicht auf Kosten regu­
lärer Verträge (Vollzeit, unbefristet) geschaffen werden. Es 
sollten ebenfalls Anstrengungen unternommen werden, um 
die Schwarzarbeit durch effiziente Maßnahmen zur Über­
wachung und Durchführung des Arbeitsrechts einzudämmen. 
Die Schaffung von Arbeitsplätzen und die Integration in den 
Arbeitsmarkt muss nach den von der Internationalen Arbeits­
organisation (ILO) empfohlenen Grundsätzen der menschen­
würdigen Arbeit und den Leitlinien für „gute Arbeit“ gehand­
habt werden. Bei der Stärkung der Funktions- und Leistungs­
fähigkeit des Arbeitsmarktes sollten die Mitgliedstaaten die 
Sozialpartnerschaft fördern und die Sozialpartner aktiv in in­
nerstaatliche Maßnahmen einbinden und ihr Recht auf Ab­
schluss und Durchsetzung von Tarifverträgen im Einklang 
mit den innerstaatlichen Rechtsvorschriften und Verfahrens­
weisen umfassend achten.
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Abänderung 33 
Vorschlag für einen Beschluss 

Anhang – Leitlinie 7 – Absatz 2 a (neu) 

Von größter Bedeutung ist die Schaffung hochwertiger Ar­
beitsplätze, die auch längerfristig benötigt werden und einen 
erheblichen Mehrwert erbringen. Deshalb kommt es entschei­
dend darauf an, dass Bildungs- und Beschäftigungspolitik 
Veränderungen der Wirtschaftsstruktur unterstützen. In der 
Regel werden die Arbeitsplätze, die während der Wirtschafts­
krise verloren gegangen sind, nicht in gleichem Umfang auf 
denselben Sektoren neu geschaffen. Daher muss das Bildungs­
system flexibel auf die Anforderungen des Arbeitsmarktes, die 
mit einer neuen Wirtschaftsstruktur einhergehen, reagieren. 
Die Beschäftigungspolitik muss dafür sorgen, dass Arbeits­
kräfte zwischen den Wirtschaftszweigen und auch zwischen 
verschiedenen Arbeitsmarktsituationen möglichst reibungslos 
wechseln können. Aus diesen Gründen gilt es mehr als bisher 
langfristige Ziele zugrunde zu legen und sich in der Unter­
nehmens-, Bildungs- und Beschäftigungspolitik stärker auf 
koordinierte Maßnahmen zu besinnen. 

Abänderung 34 
Vorschlag für einen Beschluss 

Anhang – Leitlinie 7 – Absatz 3 

Zur Förderung der Wettbewerbsfähigkeit und Erhöhung der 
Erwerbsbeteiligung insbesondere der Geringqualifizierten soll­
ten die Mitgliedstaaten im Einklang mit Leitlinie 2 der 
Grundzüge der Wirtschaftspolitik die Steuer- und Sozialleis­
tungssysteme überprüfen und sich einen Überblick darüber 
verschaffen, inwieweit die öffentlichen Stellen in der Lage 
sind, die erforderliche Unterstützung zu leisten. Die Mitglied­
staaten sollten die Erwerbsbeteiligungsquote durch Maßnah­
men zur Förderung des aktiven Alterns, der Gleichstellung der 
Geschlechter sowie gleicher Entlohnung und Arbeitsmarktein­
gliederung von jungen Menschen, Behinderten, legalen Mig­
ranten und anderen besonders schutzbedürftigen Personen er­
höhen. Die mit der Schaffung von erschwinglichen Betreu­
ungsmöglichkeiten und arbeitsorganisatorischer Innovation 
einhergehende Politik zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
sollte auf eine Erhöhung der Beschäftigungsquoten, insbeson­
dere bei Jugendlichen, älteren Arbeitskräften und Frauen, aus­
gerichtet sein und speziell darauf abzielen, im wissenschaftli­
chen und technischen Bereich hochqualifizierte Frauen im Be­
ruf zu halten. Außerdem sollten die Mitgliedstaaten die Hin­
dernisse beseitigen, die Berufsneulingen den Eintritt in den 
Arbeitsmarkt erschweren, in Bereichen, wie der grünen Be­
schäftigung und der Pflege, Existenzgründungen und die 
Schaffung von Arbeitsplätzen unterstützen und soziale Inno­
vationen fördern. 

In diesem Zusammenhang sollten die Mittel aus dem Europäi­
schen Sozialfonds in vollem Umfang dazu benutzt werden, die 
Beschäftigungsfähigkeit und Arbeitsplatzqualität zu erhöhen, 
durch Maßnahmen zur Entwicklung der persönlichen Fähig­
keiten und zur Erfüllung von Qualitätsanforderungen in zu­
kunftsträchtigen Berufen. Zur Förderung der beruflichen Mo­
bilität ist es notwendig, dass die Mitgliedstaaten die Bereit­
schaft zur Mobilität innerhalb der Europäischen Union durch 
Anreize verbessern. Dazu müssen die Vorschriften über die 
Gewährung von Beihilfen aus dem Europäischen Sozialfonds 
überprüft und gegebenenfalls vereinfacht werden. Die natio­
nalen Haushalte und der Gesamthaushaltsplan der Europäi­
schen Union, einschließlich des Europäischen Sozialfonds und 
des Europäischen Fonds für die Anpassung an die Globalisie­
rung, sollten koordiniert und auf die Vorbereitung der Ar­
beitskräfte auf eine nachhaltige Wirtschaft ausgerichtet wer­
den. Diesbezüglich sollten die Mitgliedstaaten eine umfassende 
Informationskampagne über den Zweck dieser Mittel und die 
Bedingungen für deren Inanspruchnahme gewährleisten.
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Abänderung 35 
Vorschlag für einen Beschluss 

Anhang – Leitlinie 7 – Absatz 3 a (neu) 

Die Mitgliedstaaten fördern die EU-Mikrofinanzierungsfazili­
tät als ein Beispiel dafür, wie wirtschaftliche und soziale Maß­
nahmen zur Ankurbelung des Wirtschafts- und Beschäfti­
gungswachstums kombiniert werden können. 

Nationale und EU-Mikrofinanzierungsinstrumente werden be­
gleitet von spezifischen Ausbildungs-und Mentoring-Program­
men und Sozialleistungssystemen, die ein Mindesteinkommen 
im ersten Jahr nach der Betriebsgründung gewährleisten, um 
unternehmerische Initiative zu einer echten Option zu machen. 

Abänderung 36 
Vorschlag für einen Beschluss 

Anhang – Leitlinie 7 – Absatz 3 b (neu) 

Die Mitgliedstaaten sollten auch soziale Dienste von allgemei­
nem Interesse, einschließlich Beschäftigungs-, Gesundheits- 
und Wohnungsdienste, die mit ausreichenden finanziellen Mit­
teln ausgestattet werden sollten, fördern und in sie investieren. 

Abänderung 37 
Vorschlag für einen Beschluss 

Anhang – Leitlinie 7 – Absatz 4 

Kernziel der EU, an dem die Mitgliedstaaten ihre nationalen 
Ziele ausrichten, ist die Erhöhung der Beschäftigungsquote 
der 20- bis 64-jährigen Frauen und Männer auf 75 % bis 
zum Jahr 2020, indem insbesondere junge Menschen, ältere 
Arbeitnehmer und Behinderte intensiver am Erwerbsleben be­
teiligt und legale Migranten besser integriert werden. 

entfällt 

Abänderung 38 
Vorschlag für einen Beschluss 

Anhang – Leitlinie 8 – Titel 

Leitlinie 8: Heranbildung von Arbeitskräften, deren Quali­
fikationen den Anforderungen des Arbeitsmarkts entsprechen, 
Förderung der Arbeitsplatzqualität und des lebenslangen Ler­
nens 

Leitlinie 8: Förderung der Arbeitsplatzqualität und des le­
benslangen Lernens, Aufwertung menschenwürdiger Arbeits­
plätze, Heranbildung von qualifizierten Arbeitskräften 

Abänderung 39 
Vorschlag für einen Beschluss 

Anhang – Leitlinie 8 – Absatz -1 (neu) 

Die Mitgliedstaaten setzen sich zum nationalen Ziel, die 
Schulabbruchquote auf unter 10 % bis zum Jahr 2020 zu 
reduzieren und gleichzeitig den Anteil der 30- bis 34-Jährigen 
mit Hochschulabschluss oder gleichwertigem Bildungs­
abschluss auf mindestens 40 % zu erhöhen.
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Abänderung 40 
Vorschlag für einen Beschluss 

Anhang – Leitlinie 8 – Absatz 1 

Die Mitgliedstaaten sollten die Produktivität und Beschäfti­
gungsfähigkeit durch ein angemessenes Bildungs- und Quali­
fikationsangebot fördern, damit der aktuellen und zukünftigen 
Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt entsprochen werden kann. 
Hochwertige Erstausbildungsangebote und eine attraktive beruf­
liche Weiterbildungmüssen durch wirksame Anreize zum le­
benslangen Lernen, Bildungsangebote, die eine zweite Chance 
zum Schulabschluss bieten und gewährleisten, dass jeder Er­
wachsene Möglichkeiten zur Höherqualifizierung erhält, sowie 
durch eine gezielte Migrations- und Integrationspolitik ergänzt 
werden. Die Mitgliedstaaten sollten Systeme zur Anerkennung 
von erworbenen Kompetenzen entwickeln, Hemmnisse für die 
berufliche und geografische Mobilität von Arbeitnehmern be­
seitigen, den Erwerb bereichsübergreifender Kompetenzen so­
wie Kreativität fördern und ihre Anstrengungen vor allem 
darauf konzentrieren, Personen mit geringem Qualifikations­
niveau zu unterstützen und die Beschäftigungsfähigkeit älte­
rer Arbeitnehmer zu erhöhen; gleichzeitig sollten sie Weiter­
bildung, Qualifizierung und Berufserfahrung hochqualifizier­
ter Arbeitskräfte, einschließlich Forscher, fördern. 

Hochwertige Erstausbildungsangebote und eine attraktive beruf­
liche Weiterbildung, die es den Arbeitnehmern erlauben, ihre 
Fähigkeiten den Anforderungen des Arbeitsmarkts anzupas­
sen, haben für die Mitgliedstaaten hohe Priorität. Sie müssen 
durch Bildungsangebote, die jungen Menschen, insbesondere 
den zwischen 25 und 35 Jahren, eine zweite Chance zum 
Schulabschluss bieten sowie ein obligatorisches Angebot für 
Ausbildung und berufliche Weiterbildung und wirksame An­
reize zum lebenslangen Lernen umfassen, ergänzt werden, wo­
bei die Sozialpartner aufgefordert sind, die dazu notwendigen 
zeitlichen Ressourcen vorzusehen und Weiterbildungsangebote 
auch finanziell zu unterstützen. Insbesondere verpflichten sich 
die Mitgliedstaaten, die Zahl der Schulabbrecher auf unter 
10 % zu reduzieren und die Migrations- und Integrationspoli­
tik durch Angebote zur Spracherlernung und Gesellschafts­
lehre zu ergänzen. Die Mitgliedstaaten sollten ebenfalls Systeme 
zur Anerkennung von erworbenen Fertigkeiten und Kompeten­
zen entwickeln. 

Abänderung 41 
Vorschlag für einen Beschluss 

Anhang – Leitlinie 8 – Absatz 2 

Zusammen mit Sozialpartnern und Unternehmen sollten die 
Mitgliedstaaten den Zugang zur Ausbildung verbessern und 
die Ausbildung und Berufsberatung durch systematische Breit­
stellung von Informationen über neue Arbeitsplatzangebote und 
Beschäftigungsmöglichkeiten, Förderung der unternehmerischen 
Initiative und eine verbesserte Antizipation künftiger Qualifika­
tionsanforderungen ausbauen. Investitionen in die Entwicklung 
der Humanressourcen, Höherqualifizierung und die Beteiligung 
an Systemen des lebenslangen Lernens sollten durch gemein­
same finanzielle Beiträge von Regierungen, Einzelnen und Ar­
beitgebern gefördert werden. Zur Unterstützung junger Men­
schen, und insbesondere derjenigen, die weder eine Arbeit ha­
ben noch eine schulische oder berufliche Ausbildung absol­
vieren, sollten die Mitgliedstaaten gemeinsam mit den Sozial­
partnern Programme auflegen, um jungen Menschen nach 
ihrem Schulabschluss bei der Suche nach einer ersten Anstel­
lung oder Möglichkeiten zur allgemeinen und beruflichen Wei­
terbildung, einschließlich einer Lehre, behilflich zu sein, und 
rasch zu intervenieren, wenn junge Menschen arbeitslos wer­
den. Eine regelmäßige Überwachung der Fortschritte, die im 
Bereich qualifizierender und antizipativer Maßnahmen erzielt 
werden, sollte zur Ermittlung der Bereiche, in denen Verbes­
serungsbedarf besteht, und zur verstärkten Ausrichtung des 
Ausbildungssystems auf die Erfordernisse des Arbeitsmarktes 
beitragen. Zur Unterstützung dieser Ziele sollten die Mitglied­
staaten die verfügbaren EU-Mittel voll ausschöpfen. 

Zusammen mit den Sozialpartnern und Unternehmen sollten 
die Mitgliedstaaten den Zugang zur Ausbildung, einschließlich 
der beruflichen Weiterbildung, verbessern und die Ausbildung 
und Berufsberatung durch systematische Bereitstellung von Infor­
mationen und geeignete Maßnahmen ausbauen, um neue Ar­
beitsplatzangebote und Beschäftigungsmöglichkeiten, unterneh­
merische Initiative, die Entwicklung von KMU und eine ver­
besserte Antizipation künftiger Qualitätsanforderungen zu för­
dern. Die Entwicklung der Humanressourcen, Höherqualifizie­
rung und Ausbildung sollten durch gemeinsame finanzielle Bei­
träge von Arbeitgebern und Regierungen finanziert werden. 
Der Zugang zu einer hochwertigen allgemeinen und berufli­
chen Bildung und die Wiedereingliederung von Schulabbre­
chern in das Bildungswesen sollten für alle jederzeit möglich 
sein. Die Mitgliedstaaten sollten die Investitionen in das Bil­
dungssystem so ausrichten, dass das Ziel der Hebung des 
Qualifikationsniveaus bei der erwerbstätigen Bevölkerung er­
reicht wird, und dabei auch den informellen und außerschu­
lischen Kontext berücksichtigen. Dabei sollten die Reformen 
insbesondere in Bezug auf die Beschäftigungsfähigkeit darauf 
abzielen, durch Weiterbildung oder Kenntnisse im Bereich der 
Informations- und Kommunikationstechnologien (IKT) den 
Erwerb der Kernkompetenzen sicherzustellen, die alle Beschäf­
tigten benötigen, um in einer wissensgestützten Wirtschaft 
erfolgreich zu sein. Es sollten Maßnahmen getroffen werden, 
um zu gewährleisten, dass die Lernmobilität junger Menschen 
und Lehrkräfte zur Regel wird. Die Mitgliedstaaten sollten die 
Offenheit und Relevanz der allgemeinen, der beruflichen und 
der nicht beruflichen Bildung für alle Altersklassen, insbeson­
dere durch Einführung nationaler Qualifikationsrahmen, die 
flexible Bildungswege ermöglichen, und durch Entwicklung
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von Partnerschaften zwischen Einrichtungen der allgemeinen 
und beruflichen Bildung und der Arbeitswelt, einschließlich 
bezahlter Lehrstellen, verbessern, um den Anteil hoher aka­
demischer Grade und beruflicher Abschlüsse erheblich zu er­
höhen. 

Abänderung 42 
Vorschlag für einen Beschluss 

Anhang – Leitlinie 8 – Absatz 2 a (neu) 

Eine regelmäßige Überwachung der Fortschritte, die im Be­
reich qualifizierender und antizipativer Maßnahmen erzielt 
werden, sollte zur Ermittlung der Bereiche, in denen Verbes­
serungsbedarf besteht, und zur verstärkten Ausrichtung des 
Ausbildungssystems an den Anforderungen des Arbeitsmark­
tes beitragen. Zur Unterstützung dieser Ziele sollten die Mit­
gliedstaaten die verfügbaren EU-Mittel voll ausschöpfen. 

Abänderung 43 
Vorschlag für einen Beschluss 
Anhang – Leitlinie 8 a (neu) 

Leitlinie 8a: Stärkung der sozialen und wirtschaftlichen 
Kohäsionspolitik zur Förderung der Beschäftigung 
Die Mitgliedstaaten verpflichten sich, ihre nationalen Ziele 
auf nationaler Ebene und untereinander so zu gestalten, zu 
ergänzen, zu koordinieren und anzupassen, dass Ungleichge­
wichte in der wirtschaftlichen Entwicklung zwischen den Re­
gionen verringert werden. 
Die Mitgliedstaaten sind sich bewusst, dass Kohäsionspolitik 
ein wirksames Instrument zur Ausgleichung der regionalen 
Besonderheiten, zur Unterstützung der Regionen zur Überwin­
dung ihrer sozioökonomischen Probleme und zur Verringerung 
von Unterschieden ist, das die Leitlinien unterstützt, ihnen 
aber nicht untergeordnet ist. 
Ein integrierter Ansatz, mehrschichtige Entscheidungsebenen 
und Partnerschaftsprinzipien sollten im Mittelpunkt der Go­
vernance und der Strategieerfüllung stehen, wobei insbeson­
dere der regionalen und lokalen Ebene eine entscheidende 
Rolle zukommt, um die zahllosen wirtschaftlichen und sozia­
len Akteure, die in der Union leben und produzieren, zu er­
reichen, vor allem die KMU, insbesondere in der Sozialwirt­
schaft. 
Daher ist die Kohäsionspolitik nicht nur eine Quelle einer 
soliden Finanzierung, sondern auch ein wirksames Instrument 
für die wirtschaftliche Entwicklung aller europäischen Regio­
nen und somit auch ein beschäftigungspolitisches Instrument. 
Die Mitgliedstaaten sollten stärker in Verkehrs-, Energie-, Te­
lekommunikations- und IT- Infrastruktur investieren und den 
Europäischen Strukturfonds voll ausschöpfen.
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Potenzielle Nutznießer sollten durch die Vereinfachung der 
Bereitstellungssysteme dazu angeregt werden, sich an Pro­
grammen zu beteiligen, die von der EU mitfinanziert werden. 
Zu diesem Zweck sollten die Mitgliedstaaten im Sinne eines 
integrierten Ansatzes Synergien zwischen ihrer Kohäsionspoli­
tik und anderen bestehenden sektoralen Politiken schaffen, da 
Kohäsion nicht nur Kosten verursacht, sondern auch Stärke 
verleiht, ungenutztes Potenzial erschließt, strukturelle Unter­
schiede zwischen Ländern und Regionen verringert, Wachstum 
fördert und die Wettbewerbsfähigkeit der EU-Regionen in ei­
ner globalisierten Welt verbessert, die Auswirkungen der 
Weltwirtschaftskrise ausgleicht und soziales Kapital in der 
Union generiert. 

Abänderung 44 
Vorschlag für einen Beschluss 

Anhang – Leitlinie 9 – Überschrift und Absatz 1 

Leitlinie 9: Steigerung der Leistungsfähigkeit der allgemei­
nen und beruflichen Bildungssysteme auf allen Ebenen und 
Verbesserung des Zugangs zur Hochschulbildung 

Um allen Zugang zu einer hochwertigen allgemeinen und 
beruflichen Bildung zu bieten und bessere Bildungsergebnisse 
zu erzielen, sollten die Mitgliedstaaten effizient in das all­
gemeine und berufliche Bildungswesen investieren, mit dem 
Ziel, insbesondere das Qualifikationsniveau der Erwerbsbevöl­
kerung der EU anzuheben und sie so in die Lage zu versetzen, 
auf die sich rasch wandelnden Erfordernisse moderner Ar­
beitsmärkte zu reagieren. Die Maßnahmen sollten alle Berei­
che (angefangen mit der frühkindlichen Erziehung über die 
schulische Bildung bis hin zu den Hochschulen, einschließlich 
der Berufs- und Erwachsenenbildung) abdecken und das Ler­
nen im informellen und außerschulischen Kontext berücksich­
tigen. Die Reformen sollten darauf abzielen, insbesondere in 
Bezug auf Beschäftigungsfähigkeit, Weiterbildung oder IKT- 
Kenntnisse den Erwerb der Kernkompetenzen sicherzustellen, 
deren jeder bedarf, um in einer wissensgestützten Wirtschaft 
erfolgreich zu sein. Es sollten Maßnahmen getroffen werden, 
um zu gewährleisten, dass die Lernmobilität junger Menschen 
und Lehrer zur Regel wird. Die Mitgliedstaaten sollten die 
Offenheit und Relevanz der allgemeinen und beruflichen Bil­
dungssysteme insbesondere durch Einführung nationaler Qua­
lifikationsrahmen, die flexible Bildungswege ermöglichen, und 
durch Entwicklung von Partnerschaften zwischen Einrichtun­
gen der allgemeinen und beruflichen Bildung und der Arbeits­
welt verbessern. Der Lehrerberuf sollte attraktiver gemacht 
werden. Der Hochschulsektor sollte stärker für Lernende ge­
öffnet werden, die nicht dem traditionellen Profil entsprechen, 
und die Zahl der Absolventen mit Hochschul- oder gleichwer­
tigem Abschluss sollte erhöht werden. Damit sich die Zahl 
junger Menschen, die weder eine Arbeit haben noch eine schu­
lische oder berufliche Ausbildung absolvieren, verringert, soll­
ten die Mitgliedstaaten gezielte Maßnahmen treffen, um dem 
Schulabbruch vorzubeugen. 

entfällt
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Abänderung 45 
Vorschlag für einen Beschluss 

Anhang – Leitlinie 9 – Absatz 2 

Kernziel der EU, an dem die Mitgliedstaaten ihre nationalen 
Ziele ausrichten, ist die Reduzierung der Schulabbruchquote 
auf 10 % bis zum Jahr 2020 und die gleichzeitige Erhöhung 
des Anteils der 30- bis 34-Jährigen mit Hochschulabschluss 
oder gleichwertigem Bildungsabschluss auf mindestens 40 %. 

entfällt 

Abänderung 46 
Vorschlag für einen Beschluss 

Anhang – Leitlinie 10 – Überschrift 

Leitlinie 10: Bekämpfung von gesellschaftlicher Ausgren­
zung und Armut 

Leitlinie 10: Bekämpfung von Armut, Förderung der sozialen 
Eingliederung und des sozialen Schutzes 

Abänderung 47 
Vorschlag für einen Beschluss 

Anhang – Leitlinie 10 – Absatz -1 (neu) 

Die Mitgliedstaaten setzen sich zum nationalen Ziel, die Zahl 
der unterhalb der nationalen Armutsgrenzen lebenden Euro­
päer um 25 % zu verringern, wodurch 20 Millionen Menschen, 
insbesondere durch beschäftigungs- und bildungspolitische 
Maßnahmen aus der Armut herausgeführt werden. 

Abänderung 48 
Vorschlag für einen Beschluss 

Anhang – Leitlinie 10 – Absatz 1 

Die Anstrengungender Mitgliedstaaten zur Verringerung der Ar­
mutsollten auf die Förderung einer uneingeschränkten Teilnahme 
am gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Leben sowie die Aus­
weitung der Beschäftigungsmöglichkeiten abzielen. Dabei sollte 
der Europäische Sozialfonds umfassend genutzt werden. Außerdem 
sollten sich die Anstrengungen darauf konzentrieren, dass Chan­
cengleichheit unter anderem durch den Zugang zu erschwing­
lichen, nachhaltigen und qualitativ hochwertigen Dienstleistungen 
und öffentlichen Dienstleistungen (einschließlich Onlinedienste im 
Einklang mit Leitlinie 4), und insbesondere eine angemessene Ge­
sundheitsversorgung sichergestellt sind. Die Mitgliedstaaten soll­
ten wirksame Antidiskriminierungsmaßnahmen einführen. Mit 
Blick darauf, die soziale Ausgrenzung zu bekämpfen und den 
Menschen eine aktivere Rolle in der Gesellschaft und im Erwerbsleben 
zu ermöglichen, sollten außerdem die Systeme der sozialen Siche­
rung verbessert und eine Politik des lebenslangen Lernens sowie 
eine aktive, integrationsorientierte Politik gefördert werden, um den 
Menschen in den verschiedenen Lebensphasen immer wieder neue 
Möglichkeiten zu eröffnen und sie vor der Gefahr der Ausgrenzung 
zu schützen. Die Systeme der sozialen Sicherung und der Alters­
vorsorgemüssen so ausgebaut werden, dass eine angemessene Ein­
kommensstützung und der Zugang zur Gesundheitsversorgung– 
und somit der soziale Zusammenhalt - gewährleistet sind und 
die finanzielle Tragfähigkeit dieser Systeme erhaltenbleibt. Die So­
zialleistungssysteme solltenzuvorderst sicherstellen, dass in Situatio­
nen des beruflichen Übergangs Einkommenssicherheit gewährleistet 
ist, insbesondere für Gruppen, die am stärksten von der gesell­
schaftlichen Ausgrenzung bedroht sind, wie Einelternfamilien, Min­
derheiten, Behinderte, Kinder und junge Menschen, ältere Frauen 
und Männer, legale Migranten und Obdachlose.Außerdem sollten 
die Mitgliedstaaten die Sozialwirtschaft und soziale Innovationen 
zur Unterstützung der Schwächsten der Gesellschaft aktiv fördern. 

Die Bekämpfung von Armut und Ausgrenzung bleibt eine 
entscheidende Herausforderung. Dazu gilt es für alle Gruppen 
der Gesellschaft, unabhängig von Wohnort und Bildungs­
stand, Möglichkeiten zur Teilhabe am Arbeitsmarkt bzw. zur 
Rückkehr auf den Arbeitsmarkt zu schaffen. Von wesentlicher 
Bedeutung ist es, Ausgewogenheit herzustellen zwischen dem 
Ziel, den Menschen ein dauerhaftes Sicherheitsgefühl zu ge­
ben, und dem Ziel der Erhaltung der Motivation zur Arbeit 
und zum Einkommenserwerb. Zur Erreichung dieses Ziels soll­
ten die Mitgliedstaaten Anstrengungen zur Verringerung der 
Armut, einschließlich der Armut trotz Erwerbstätigkeit, unter­
nehmen, die eine uneingeschränkte Teilnahme nach Wahl des 
Einzelnen am politischen, gesellschaftlichen, künstlerischen und 
wirtschaftlichen Leben fördern sowie Beschäftigungsmöglichkei­
ten ausbauen, wobei der Europäische Sozialfonds genutzt wer­
den sollte. Besondere Aufmerksamkeit sollten die Mitgliedstaa­
ten hier auf die wachsende Zahl der arbeitenden Armen („wor­
king poor“) richten. Damit konkrete Ziele in Bezug auf die 
Verringerung der Armut formuliert werden können, muss klar 
und deutlich festgelegt werden, wie Armut zu „messen“ ist. Die 
Norm, wonach diejenigen, deren Einkommen bei 60 % des 
Durchschnitts liegt, als „arm“ gelten, muss differenziert werden. 
Der Begriff „Armut“ kann nicht nach einem derartig einseitigen 
Richtwert bestimmt werden. Chancengleichheit und auch der 
Zugang zu erschwinglichen, nachhaltigen und hochwertigen 
Dienstleistungen und öffentlichen Dienstleistungen (einschließ­
lich Onlinedienste im Einklang mit Leitlinie 4), und insbeson­
dere in den Bereichen Sozialwesen, Beschäftigung und Ge­
sundheitsversorgung und Wohnung, sind sicherzustellen, wobei 
dafür zu sorgen ist, dass die Dienstleistungen auch für schutz­
bedürftige und schwächer gestellte Bevölkerungsgruppen zur 
Verfügung stehen. Die Mitgliedstaaten sollten überdies dafür
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sorgen, dass die mündlich oder schriftlich erteilten Auskünfte 
öffentlicher Stellen klar und vollständig sind und bei Nicht­
gewährung eines Rechts dem Betroffenen die Gründe mit­
geteilt werden und er über seine Rechtsmittel belehrt wird. 
Der Grundsatz, dass bei gleicher Ausbildung und gleicher 
Art der Beschäftigung zwischen Mann und Frau nicht dis­
kriminiert werden darf, sollte für jede Art von Arbeitsverhält­
nis in den Mitgliedstaaten rechtlich verbindlich sein. Um so­
ziale Ausgrenzung zu bekämpfen und den Menschen eine ak­
tivere Rolle in der Gesellschaft zu ermöglichen und die Teilnahme 
am Arbeitsmarkt zu fördern, müssen die Systeme der sozialen 
Sicherung weiter verbessert und eine aktive, integrationsorien­
tierte Politik stärker gefördert werden, um den Menschen unter 
Berücksichtigung der unterschiedlichen Bedürfnisse und Ver­
pflichtungen in den verschiedenen Lebensphasen immer wieder 
neue Möglichkeiten und Beschäftigungsperspektiven zu eröff­
nen, sie vor der Gefahr der Ausgrenzung zu schützen und 
denjenigen, die sich am weitesten vom Arbeitsmarkt entfernt 
haben, hochwertige Arbeitsplätze zu verschaffen. Deshalb 
müssen im Rahmen einer aktiven Arbeitsmarktpolitik wirk­
same Ansätze für Ausbildung und die Schaffung von Arbeits­
plätzen für diejenigen entwickelt werden, die aufgrund man­
gelnder Ausbildung vom Arbeitsmarkt ausgeschlossen sind. 
Gleichzeitig müssen die Systeme der sozialen Sicherung und 
der Altersvorsorge so modernisiert werden, dass ein Einkom­
men über der Armutsgrenze, das eine Teilhabe am gesell­
schaftlichen Leben erlaubt, und der Zugang zur Gesundheits­
versorgung gewährleistet sind, wobei die finanzielle Tragfähig­
keit dieser Systeme erhalten bleiben muss. Die Sozialleistungs­
systeme sollten sicherstellen, dass in Situationen des beruflichen 
Übergangs Einkommenssicherheit gewährleistet ist und Armut 
verringert wird, insbesondere für Gruppen, die am stärksten 
von der gesellschaftlichen Ausgrenzung bedroht sind, wie Einel­
ternfamilien, Minderheiten, Behinderte, Kinder und junge Men­
schen, ältere Frauen und Männer, legale Migranten und Obdach­
lose. Die Mitgliedstaaten sind insbesondere verpflichtet, mit 
geeigneten Maßnahmen gegen die Armut von Kindern vor­
zugehen, so dass Kinder in ihrer persönlichen Entwicklung 
nicht eingeschränkt werden und beim Eintritt ins Berufsleben 
nicht aufgrund ihrer durch die Armut eingeschränkten freien 
Entfaltung benachteiligt sind. Besonders wichtig ist die Ge­
währleistung eines gleichberechtigten Zugangs zu Bildung 
und Chancen für Kinder aus benachteiligten Familien, wo­
durch ihrer sozialen Ausgrenzung als Erwachsene vorgebeugt 
wird. Zur Stärkung der Einkommenssicherheit während der 
verschiedenen Lebensabschnitte sollten die Mitgliedstaaten un­
ter Berücksichtigung der unterschiedlichen Verfahrensweisen, 
der Tarifverträge und der nationalen Bestimmungen der Mit­
gliedstaaten dafür sorgen, dass angemessene Mindesteinkom­
men existieren, die zumindest über der Armutsschwelle liegen. 
Außerdem sollten die Mitgliedstaaten die Sozialwirtschaft und 
soziale Innovationen aktiv fördern, die auf unterschiedliche 
soziale Risiken während des Verlaufs des Lebens gerichtet 
sind, insbesondere im Hinblick auf die Schwächsten der Gesell­
schaft, und die angenommenen Antidiskriminierungsmaßnah­
men wirkungsvoll durchsetzen. Bei der Stärkung der Nach­
haltigkeit der öffentlichen Finanzen sollten die Mitgliedstaaten 
insbesondere berücksichtigen, welch positive Auswirkungen 
Verbesserungen auf dem Gebiet des sozialen Zusammenhalts 
auf die nationalen Haushalte haben. Eine Verringerung der 
Armut und eine höhere Beteiligung führen zu niedrigeren
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Sozialausgaben und zu höheren Steuereinnahmen. Die Mit­
gliedstaaten sollten bei der Qualität der Arbeitsplätze hohe 
Mindeststandards gewährleisten, um Armut trotz Arbeit zu 
beseitigen. 

Abänderung 49 
Vorschlag für einen Beschluss 

Anhang – Leitlinie 10 – Absatz 1 a (neu) 

Die Systeme der sozialen Sicherung, einschließlich der Renten 
und der Gesundheitsversorgung, sollten gestärkt und moder­
nisiert werden, um ihre soziale Angemessenheit, ihre finan­
zielle Nachhaltigkeit und ihre Anpassungsfähigkeit an wech­
selnde Anforderungen sicherzustellen und gleichzeitig alle 
Menschen in der Europäischen Union angemessen vor sozialen 
Unwägbarkeiten, wie z. B. vor gesundheitlichen Problemen, 
Arbeitslosigkeit und Armut, zu schützen. 

Die Mitgliedstaaten sollten die soziale Absicherung von be­
fristeten Arbeitsverträgen, von denen insbesondere Frauen und 
vor allem schwangere Frauen betroffen sind, verbessern. 

Abänderung 50 
Vorschlag für einen Beschluss 

Anhang – Leitlinie 10 – Absatz 2 

Kernziel der EU, an dem die Mitgliedstaaten ihre nationalen 
Ziele ausrichten, ist die Verringerung der Zahl der unterhalb 
der nationalen Armutsgrenzen lebenden Europäer um 25 %, 
wodurch 20 Millionen Menschen aus der Armut heraus­
geführt würden. 

entfällt
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